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„Geschäftsordnungsfragen  sind Machtfragen.  Täuschen wir 
uns nicht, Geschäftsordnungsfragen  können auch Machtfra-
gen sein, Machtfragen nicht einmal unbedingt im guten Sin-
ne des Wortes Macht, sondern etwa im Sinne der Ausschal-
tung des anderen, der Ausschaltung der Minderheit, ein-
seitiger Bevorzugung der Mehrheit."1 

Einleitung 

Das Parlamentsrecht ist im Begri f f  aus dem Schatten des Verfassungsrechts 
zu treten und jenes Eigenleben als „e in neues Wissensgebiet" zu entwickeln, das 
Julius Hatschek bereits vor mehr als 80 Jahren vorausgesagt hat2. Die Ver-
selbständigung des Parlamentsrechts zeigt sich zum einen an der steigenden 
Zahl wissenschaftlicher Veröffentlichungen  auf dem Gebiet des Parlaments-
rechts in den vergangenen Jahren3, zum anderen an der gestiegenen Bedeutung, 
die parlamentsrechtliche Fragen in der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts spielen4. 

1 Bundestagspräsident Stücklen  anläßlich der Debatte über die Geschäftsordnungs-
reform 1980, Sten.Ber. 8. WP, 225. Sitzung, 25.6.80, S. 18287 B (Hervorhebung wie im 
Stenographischen Bericht). 

2 Julius Hatschek,  Das Parlamentsrecht des Deutschen Reichs, 1. Teil, 1915, S. 1. 
3 Besonders hervorgehoben sei das umfangreiche, von Hans-Peter Schneider  und 

Wolfgang Zeh herausgegebene Handbuch, Parlamentsrecht und Parlamentspraxis, 1989. 
Auch die Zahl der parlamentsrechtlichen Dissertationen hat zugenommen, etwa Stephan 
Haberland,  Die verfassungsrechtliche  Bedeutung der Opposition nach dem Grund-
gesetz, 1995; Sylvia Kürschner,  Das Binnenrecht der Fraktionen, 1995; Wolfgang 
Demmler,  Der Abgeordnete im Parlament der Fraktionen, 1994; Volker Haug,  Bin-
dungsprobleme und Rechtsnatur parlamentarischer Geschäftsordnungen. Auf Anregung 
von Norbert Achterberg  gibt der Verlag Duncker & Humblot seit 1979 eine eigene 
Schriftenreihe  „Beiträge zum Parlamentsrecht" heraus, die mittlerweile 40 Bände zählt. 

4 Etwa in der Wüppesahlentscheidung, BVerfGE 80, 188 oder in der Entscheidung 
über den Fraktionsstatus der PDS, BVerfGE 84, 304 oder jüngst beim Ausschluß eines 
Fraktionsmitarbeiters im Untersuchungsausschuß wegen seiner Eigenschaft als Zeuge, 
BVerfGE 93, 195. 
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Aufgrund der Nähe, die das Parlamentsrecht und speziell das parlamentari-
sche Selbstorganisationsrecht zur Politik aufweisen, handelt es sich um eine 
Rechtsmaterie, deren rechtliche Durchdringung nicht ohne Brisanz vonstatten 
geht, denn die zu klärenden rechtlichen Fragen haben stets eine politische Kehr-
seite. Gerade dies macht den Reiz der Beschäftigung mit einem parlaments-
rechtlichen Thema aus. Weil im Parlament „mit dem Anspruch auf Legitimität 
Macht zu Recht"5 wird, sind die rechtlichen „Spielregeln", nach denen politi-
sche Macht gebraucht werden darf,  von größter Bedeutung. Parlamentarisches 
Handeln bedarf  der Kontrolle und der Regularien. Hierfür  hält die Verfassung 
einige Kreations-, Status-, Kompetenz- und Verfahrensnormen  bereit, neben 
denen sich das Parlament eigene Regeln schafft 6. Diese vom Parlament selbst 
gesetzten Regeln bilden den Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit. 

Bei den vom Parlament selbst gesetzten Regeln handelt es sich um Organisa-
tionsrecht, das den Bundestag in die Lage versetzt, seinen verfassungsmäßigen 
Aufgaben nachzukommen. Die Kennzeichnung als Organisationsrecht sollte 
nicht dazu verleiten, die materielle Bedeutung dieses Rechtsgebietes zu unter-
schätzen, dient doch gerade das Organisationsrecht der Sicherheit und Eindeu-
tigkeit in der Erzeugung, Anwendung und Durchsetzung des materiellen 
Rechts7. Die Funktionsfähigkeit einer Rechtsordnung hängt in entscheidendem 
Maße davon ab, daß durch Rechtssätze Institutionen und Verfahrensweisen 
geschaffen  werden, welche die Anwendung des materiellen Rechts erst ermögli-
chen8. 

Grundlegende Arbeiten zum Parlamentsrecht wurden bereits in der Kaiser-
zeit verfaßt9. Der Einfluß dieser frühen Überlegungen ist in weiten Teilen des 
Parlamentsrechts bis heute bestimmend geblieben. Die rechtliche Einordnung 
der parlamentarischen Geschäftsordnung als autonome Satzung10, ihre Identifi-

5 Axel Adamietz , Buchbesprechung: Norbert Achterberg, Parlamentsrecht, KJ 
1986, S. 221. 

6 Udo Di  Fabio,  Parlament und Parlamentsrecht, Der Staat 29 (1990), S. 599. 
7 Friedrich E. Schnapp, Dogmatische Überlegungen zu einer Theorie des Organisa-

tionsrechts, AöR 1980, S. 243 (246); Hans J. Wolff,  in: Wolff/Bachof,  Verwaltungsrecht 
II, §71 IV a. 

8 Schnapp, AöR 1980, S. 243 (247). 
9 Julius Hatschek,  Das Parlamentsrecht des Deutschen Reiches, 1. Teil, Berlin 

1915; derselbe , Das Interpellationsrecht, 1909; Eduard Hubrich , Die parlamentarische 
Redefreiheit  und Disziplin, 1899; Kurt Pereis , Das autonome Reichstagsrecht, Berlin 
1903; August Plate , Die Geschäftsordnung des Preußischen Abgeordnetenhauses, ihre 
Geschichte und ihre Anwendung, 2. Auflage, 1904. 

10 Pereis , Reichstagsrecht, S. 3. 



Einleitung 

zierung als eine lex imperfecta, deren Einhaltung rechtlich nicht durchsetzbar 
ist11, die Beschränkung der Rechtssetzungsgewalt des Geschäftsordnungsgebers 
auf den parlamentarischen Innenbereich12 und der Diskontinuitätsgrundsatz13 

stammen aus dieser Zeit. Unter der Geltung der Weimarer Reichsverfassung 
wurde weitgehend an die parlamentsrechtlichen Vorstellungen der Kaiserzeit 
angeknüpft. Nicht zuletzt weil die Geschäftsordnung des Bundestages von 1952 
in weiten Teilen die Geschäftsordnung des Reichstages von 1922 übernommen 
hat, scheint eine ungebrochene Rechtstradition bis zum heutigen Tage vorzulie-
gen. 

Geändert hat sich jedoch die Rolle des Parlaments im VerfassungsgefÜge. 
Während es im Kaiserreich neben dem Kaiser und dem Bundesrat nur eine 
„Rolle zweiten Grades"14 spielte und ihm in der Weimarer Republik ein beherr-
schender Reichspräsident gegenüberstand, ist es zum zentralen Verfassungs-
organ aufgerückt.  Auch die Stellung des Abgeordneten hat sich unter der Gel-
tung des Grundgesetzes wesentlich geändert. Er kann seine im Grundgesetz 
verankerten Rechte in einem Streitverfahren  vor dem Bundesverfassungsgericht 
geltend machen15. Dieses Recht steht auch anderen mit eigenen Rechten ausge-
statteten Beteiligten, etwa den Bundestagsfraktionen, zu16. 

Hieraus ergeben sich Folgerungen, die parlamentsrechtlich bedeutsam sind 
und es geboten erscheinen lassen, eine Reihe von Prämissen, die das Parla-
mentsrecht seit langer Zeit bestimmt haben, kritisch zu hinterfragen. 

Dieser Aufgabe widmet sich die vorliegende Arbeit. Dabei wird allein das 
Selbstorganisationsrecht des Deutschen Bundestages den Untersuchungsgegen-
stand bilden. 

1 1 Georg Jellinek,  Besondere Staatslehre, Ausgewählte Schriften und Reden, 2, 
1911,S. 268. 

1 2 Paul Laband,  Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, Band I, 5. Auflage, 1911, 
S. 344. 

1 3 Eduard Hubrich,  Die parlamentarische Redefreiheit  und Disziplin, 1899, S. 56. 
1 4 Fritz Stier-Somlo,  Die Organisation des deutschen Staates in Reich und Ländern, 

in: Anschütz/Thoma (Hrsg.), Handbuch des Deutschen Staatsrechts, Band I, 1930, S. 
381 (381). 

1 5 BVerfGE 4, 144(151); 10, 4 (10 f.); 70, 324 (350); 80, 188 (208 f.). 
1 6 BVerfGE 2, 143 (165); 45, 1 (28 f.); 70, 324 (351); Hans Troßmann,  Parlaments-

recht des Deutschen Bundestages, 1977, Vorwort, S. IX. 

2 Schwerin 


